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Sachgebiet 8 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über die Errichtung 
eines Europäischen Zentrums für Berufsbildung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch seinen Beschluß vom 2. April 
1963 auf der Grundlage von Artikel 128 des Ver- 
trags die allgemeinen Grundsätze für die Durchfüh- 
rung einer gemeinsamen Politik der Berufsausbil- 
dung aufgestellt. 

Der Rat hat durch seine Entschließung vom 21. Ja- 
nuar 1974 einem sozialpolitischen Aktionsprogramm 
zugestimmt; dieses Programm legt in seinen Ziel- 
setzungen die Durchführung einer gemeinsamen Be- 
rufsbildung fest, um ihre Hauptziele und insbeson- 
dere die Angleichung der Ausbildungsstufen durch 
die Schaffung eines Europäischen Zentrums für Be- 
rufsbildung zu erreichen. Der Rat hat übrigens dieses 
Ziel in die Prioritäten aufgenommen. 

Die Durchführung einer gemeinsamen Berufsbil- 
dungspolitik wirft immer vielschichtigere Probleme 
auf, deren Lösung eine breite Zustimmung der be- 
treffenden Kreise und speziell der Sozialpartner er- 
forderlich macht. 

Die Schaffung eines Europäischen Zentrums für 
die Entwicklung der beruflichen Bildung ist notwen- 
dig, um diese Aktion, für die der Vertrag keine spe- 
ziellen Befugnisse vorgesehen hat, in allen Wirt- 
schaftsbereichen zu verwirklichen. 


Die Spezialisierung und der technische Charakter 
der Aufgaben, die insbesondere im Bereich der For- 
schung und der Neuorientierung auf dem Gebiet des 
beruflichen Bildungswesens durchzuführen sind, 
machen die Schaffung einer von den Dienststellen 
der Kommission gesonderten Einrichtung erforder- 
lich, die jedoch eng mit diesen Zusammenarbeiten 
muß. 

Die Kommission hat nach Artikel 118 des Ver- 
trags die Aufgabe, eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten in sozialen Fragen, insbe- 
sondere auf dem Gebiet der beruflichen Ausbildung 
und Fortbildung, zu fördern. 

Nach Artikel 41 des Vertrags kann im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik eine wirksame Koor- 
dinierung der Bestrebungen auf dem Gebiet der Be- 
rufsausbildung vorgesehen werden. 

Dieses Zentrum muß ein Jahres-Arbeitsprogramm 
ausarbeiten, das den Zielsetzungen und Bedürfnissen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Rechnung 
trägt, und bei der Erfüllung seiner Aufgaben mit den 
bestehenden spezialisierten Institutionen sowie den 
öffentlichen Verwaltungen und den betreffenden 
Organisationen des Kultur-, Wirtschafts- und Sozial- 
lebens Zusammenarbeiten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Es wird ein Europäisches Zentrum für Berufsausbil- 
dung, im folgenden „Zentrum'' genannt, errichtet. 
Diesem Zentrum wird in allen Mitgliedstaaten die 
für juristische Personen größtmögliche Rechtsfähig- 
keit zuerkannt. Das Zentrum verfolgt keinen Er- 
werbszweck. Sein Sitz ist in 
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Artikel 2 

Ganz allgemein hat das Zentrum die Aufgabe, die 
Berufsausbildung und die ständige Weiterbildung 
auf Gemeinschaftsebene zu fördern und weiterzuent- 
wickeln. Es erleichtert dabei in enger Zusammen- 
arbeit mit der Kommission den Informations- und Er- 
fahrungsaustausch durch 

— gezielte Dokumentation, insbesondere über neue 
Wege und Forschungen auf den betreffenden Ge- 
bieten sowie über die Probleme der beruflichen 
Ausbildungsstrukturen; 

- Verbreitung zweckdienlicher Informationen; 

— Weiterentwicklung und Koordinierung der For- 
schung. 

Das Zentrum fördert aufeinander abgestimmte Be- 
mühungen zur Lösung von für die Gemeinschaft 
wichtigen Problemen; dabei unterstützt es insbeson- 
dere Initiativen, die für die Entwicklung einer ge- 
meinsamen Berufsbildungspoiitik von Bedeutung 
sind. 

Artikel 3 

1. Das Zentrum trifft alle zur Erfüllung seiner Auf- 
gaben erforderlichen Maßnahmen; es kann ins- 
besondere 

— Kurse, Vorträge, Seminare und Modellvor- 
haben durchführen; 

- Studienverträge abschließen und einzelnen 
Forschern oder Instituten finanzielle Beihilfen 
für die Durchführung einzelner Vorhaben ge- 
währen; 

zweckdienliche Dokumentation, insbesondere 
ein gemeinschaftliches Berufsbildungsbulletin 
herausgeben und verbreiten. 

2. Bei der Erfüllung seiner Aufgaben arbeitet das 
Zentrum so eng wie möglich mit öffentlichen und 
privaten, nationalen und internationalen Fach- 
instituten, mit Behörden und Lehranstalten sowie 
mit den Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisa- 
tionen zusammen. 

Artikel 4 

1 , Das Zentrum wird von einem Verwaltungsrat aus 
fünfzehn Mitgliedern verwaltet, die von der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaft ernannt 
werden, davon 


a) fünf Mitglieder auf Vorschlag der auf euro- 
päischer Ebene zusammengeschlossenen Ar- 
beitgeberverbände; 

b) fünf Mitglieder auf Vorschlag der auf euro- 
päischer Ebene zusammengeschlossenen Ar- 
beitnehmerverbände und 

c) fünf Mitglieder, die von der Kommission selbst 
ausgewählt werden. 

2. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre. 
Wiederernennung ist möglich. Bei Ablauf ihrer 
Amtszeit bleiben die Mitglieder so lange im Amt, 
bis sie ersetzt oder wiederernannt worden sind. 

3. Der Vorsitzende des Verwaltungsrats wird von 
der Kommission aus der Mitte der von ihr aus- 
gewählten Mitglieder ernannt. Zwei Stellvertre- 
ter werden vom Verwaltungsrat gewählt. Je einer 
der Stellvertreter wird aus den von den Arbeit- 
geberverbänden und aus den von den Arbeit- 
nehmerverbänden vorgeschlagenen Mitgliedern 
ausgcwählt. 

4. Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat min- 
destens viermal jährlich ein. 

5. Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden un- 
beschadet der Bestimmungen des Artikels 8 mit 
der absoluten Mehrheit der Mitglieder gefaßt. 

6. Der Vorsitzende des Verwaltungsrats nimmt an 
den Sitzungen des Sachverständigenbeirats teil. 


Artikel 5 

Der Verwaltungsrat ist für die allgemeine Tätigkeit 
des Zentrums verantwortlich. Er gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung und legt die sonstigen für die Arbeit 
des Zentrums verbindlichen Bestimmungen fest. Das 
Personalstatut und die Haushaltsordnung werden im 
Einvernehmen mit der Kommission aufgestellt. Der 
Verwaltungsrat ernennt den Direktor des Zentrums 
und legt dessen Status fest. Er entscheidet über die 
Einrichtung von Ad-hoc-Arbeitsgruppen nach den Er- 
fordernissen des jährlichen Arbeitsprogramms. 

Der Verwaltungsrat unterrichtet die Kommission 
regelmäßig über die Tätigkeit des Zentrums. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. April 1974 - 1/4 -680 70- E- Be 50/74: 

Die Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 2. April 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt wor- 
den. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsmitteilung ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der Behandlung im Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 6 

1. Der Sachverständigenbeirat besteht aus 18 Mit- 
gliedern, von denen je zwei von jedem Mitglied- 
staat benannt werden. 

Die Mitglieder werden auf Grund ihrer fachlichen 
Qualifikation und praktischen Erfahrung auf den 
verschiedenen Gebieten der Berufsausbildung 
ausgewählt. 

2. Die Mitglieder des Beirats werden vom Verwal- 
tungsrat für drei Jahre ernannt; Wiederernen- 
nung ist möglich. 

Artikel 7 

1. Der Sachverständigenbeirat gibt Stellungnahmen 
zu Fragen ab, die ihm vom Vorsitzenden des Ver- 
waltungsrats oder vom Direktor des Zentrums 
unterbreitet werden. Aus eigener Initiative kann 
er alle Fragen behandeln, die sich auf die Auf- 
gabe des Zentrums beziehen. 

2. Der Beirat ernennt einen Vorsitzenden aus den 
Reihen seiner Mitglieder und gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

3. Die Einberufung des Beirats geschieht durch den 
Vorsitzenden. Er tagt mindestens viermal pro 
Jahr sowie auf Antrag von mehr als der Hälfte 
seiner Mitglieder. 

4. Der Vorsitzende des Sachverständigenbeirats 
nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen 
des Verwaltungsrates teil. 


Artikel 8 

Der Direktor wird vom Verwaltungsrat nach Anhö- 
rung des Sachverständigenbeirats ernannt. Diese 
Entscheidung erfordert die Zustimmung von minde- 
stens drei Mitgliedern aus jeder dem Verwaltungs- 
rat angehörenden Gruppe. 


Artikel 9 

1. Der Direktor führt die Beschlüsse des Verwal- 
tungsrates aus; er verwaltet das Zentrum und 
vertritt es rechtlich. 

2. Der Direktor hat die Arbeiten des Verwaltungs- 
rates und des Sachverständigenbeirats vorzube- 
reiten und zu organisieren. Er nimmt das Sit- 
zungssekretariat des Verwaltungsrates wahr. 

3. Der Direktor koordiniert die Tätigkeit der Ar- 
beitsgruppen. 

4. Der Direktor besitzt Weisungsbefugnis gegen- 
über dem Personal, das zu den Bedingungen des 
Personalstatuts von ihm eingestellt und entlas- 
sen wird. 


5. Der Direktor legt dem Verwaltungsrat über seine 
Geschäftsführung Rechenschaft ab. 


Artikel 10 

1. Anhand eines vom Direktor unterbreiteten* Ent- 
wurfs und nach Stellungnahme des Sachverstän- 
digenbeirats legt der Verwaltungsrat das jähr- 
liche Arbeitsprogramm fest. Darin werden insbe- 
sondere die von den Institutionen der Gemein- 
schaft gewünschten vordringlichen Arbeiten so- 
wie die Vorschläge des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses berücksichtigt. 

2. Das Zentrum plant seine Tätigkeiten unter Be- 
rücksichtigung entsprechender Arbeiten anderer 
Organe, die auf dem Gebiet der Berufsausbil- 
dung tätig sind. 

Artikel 11 

Der Verwaltungsrat verabschiedet spätestens zum 

31. März den Gesamtbericht über die Tätigkeit, die 

Finanzlage und das Arbeitsprogramm des Zentrums 

und unterbreitet ihn der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften. 

Artikel 12 

1. Der Verwaltungsrat stellt für jedes Geschäfts- 
jahr einen Haushaltsplan auf. 

2. Alle Einnahmen und Ausgaben des Zentrums 
sind in den Haushaltsplan einzusetzen. 

3. Der Haushaltsplan ist in Einnahmen und Aus- 
gaben auszugleichen. 

4. Das Haushaltsjahr fällt mit dem Kalenderjahr 
zusammen. 

Artikel 13 

1. Das Zentrum erhält alljährlich einen Zuschuß aus 
dem Haushalt der Europäischen Gemeinschaften. 

2. Damit der beabsichtigte Zuschuß in den Haushalt 
eingesetzt werden kann, reicht der Verwaltungs- 
rat der Kommission bis zum 1. April jeden Jah- 
res zusammen mit dem Zuschußantrag einen Vor- 
anschlag der Einnahmen und Ausgaben ein, der 
von der Kommission an die Haushaltsbehörde 
weitergeleitet wird. 

Artikel 14 

1. Der Verwaltungsrat schickt alljährlich spätestens 
zum 1. April dem in Artikel 206 des Vertrags 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vorge- 
sehenen Kontrollausschuß die Rechnung über alle 
Einnahmen und Ausgaben des Zentrums im abge- 
laufenen Haushaltsjahr zu. Dieser prüft die Rech- 
nung gemäß Absatz 2 dieses Artikels. 
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2. Der Verwaltungsrat leitet der Kommission all- 
jährlich die Rechnung über das abgelaufene Haus- 
haltsjahr des Zentrums zu. Die Kommission legt 
dem Rat und dem Europäischen Parlament die 
Rechnung und den Bericht des Kontrollausschus- 
ses zusammen mit dem Entwurf ihres Haushalts- 
plans vor. 

3, Der Verwaltungsrat ernennt einen Rechnungs- 
prüfer zur Prüfung der Ausgaben des Zentrums. 


Artikel 15 

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen 
gilt für das Zentrum, die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates und des Sachverständigenbeirats, den 
Direktor sowie das Personal des Zentrums. 


Artikel 16 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates, des Sachver- 
ständigenbeirats, der Direktor und das Personal des 
Zentrums sind auch nach Ausscheiden aus ihren 
Ämtern gehalten, keine Informationen weiterzuge- 
ben, die ihrer Natur nach unter den Schutz des Be- 
rufsgeheimnisses fallen. 


Artikel 17 

Die vertragliche Haftung des Zentrums bestimmt sich 
nach dem Recht, das auf den betreffenden Vertrag 
anzuwenden ist. 

Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt 
das Zentrum die durch seine Organe oder Bedien- 
steten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursach- 
ten Schäden nach den allgemeinen Rechtsgrundsät- 
zen, die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten 
gemeinsam sind. 

Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber 
dem Zentrum bestimmt sich nach den Vorschriften 
ihres Statuts oder der für sie geltenden Beschäfti- 
gungsbedingungen. 


Artikel 18 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

* 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Finanzierungsbedingungen 
Europäisches Zentrum für Berufsbildung 


1. Rechtliche und verwaltungsmäßige Angaben 

a) Haushaltsposten: Neue Tätigkeit - Ein Teil 
von Artikel 301 wird in den neu zu schaffen- 
den Artikel 424 übernommen. 

b) Haushaltsjahr 1975 und nachfolgende Haus- 
haltsjahre. 

c) Rechtsgrundlage: 

— Entschließung des Rates vom 21. Januar 
1974, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C/13 vom 12. Februar 1974 
(Punkt 3 der Liste im Rahmen der „Voll- 
beschäftigung und besseren Beschäftigung 
in der Gemeinschaft" mit Vorrang durchzu- 
führenden Tätigkeiten). 

— Der Kommission am 13. März 1974 vorge- 
legter Vorschlag. 

d) Anweisungsbefugter: GD V. 

2. Beschreibung usw. 

a) Ein Europäisches Zentrum für Berufsbildung 
kann die Dienststellen der Kommission bei 
der Verwirklichung einer gemeinsamen Politik 
auf dem Gebiet der beruflichen Bildung tech- 
nisch unterstützen. Gleichzeitig dient das Zen- 
trum als Gedankenkatalysator und als Stätte 
der Begegnung, an der die bisher auf diesem 
Gebiet gesammelten Erfahrungen ausgetauscht 
werden können. 

b) Diese Aktion betrifft hauptsächlich die in der 
Gemeinschaft für die Berufsbildung zustän- 
digen Kreise, insbesondere die Regierungen 
der Mitgliedstaaten, die Organe der Gemein- 
schaft (auch den Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß), die Sozialpartner und die Einrichtun- 
gen oder Personen, die sich in verschiedenen 
Eigenschaften mit Fragen der beruflichen Bil- 
dung befassen. 

c) ln Anbetracht der Art der anstehenden Pro- 
bleme sowie des Umstands, daß mit vielen 
verschiedenen Partnern auf internationaler, 
gemeinschaftlicher und nationaler Ebene di- 
rekte Verbindungen aufzunehmen sind, ist es 
zweckmäßig, ein Zentrum zu schaffen, das 
nicht den Sachzwängen der Kommission unter- 
liegt, jedoch eng mit der Kommission zusam- 
menarbeitet. 

d) Das Hauptziel ist festgelegt in 

— Artikel 128 des EWG-Vertrags 

— dem Beschluß des Rates vom 2. April 1963 
über die allgemeinen Grundsätze für die 


Durchführung einer gemeinsamen Politik 
der Berufsausbildung 

— der Entschließung des Rates vom 21. Ja- 
nuar 1974 über ein sozialpolitisches Ak- 
tionsprogramm (Punkt 3 der Liste der Prio- 
ritäten). 

3. Ausgaben 

a) Veranschlagung der erforderlichen Mittel 

Es handelt sich um eine Dauertätigkeit. Die 
zur Deckung der Ausgaben des Zentrums er- 
forderlichen Mittel werden hauptsächlich zu 
Lasten des Haushalts der Gemeinschaft gehen. 
Der Mittelbedarf wird wie folgt veranschlagt: 

1975 1976 1977 

(anteilsmäßig) 

600 000 RE 1 450 000 RE 1 800 000 RE 

Die Verwaltungs- und operationeilen Aus- 
gaben des Zentrums während des ersten Jah- 
res werden auf 1 200 000 RE geschätzt. Falls 
das Zentrum seine Tätigkeit im Juli 1975 auf- 
nimmt, ist ein Anteil von 600 000 RE (die 
Hälfte der für 1975 einzusetzenden Mittel) 
vorzusehen. 

In den folgenden Haushaltsjahren sind ein 
Anstieg der Verwaltungskosten um 15 v. H. 
(allgemeine Preisentwicklung) und eine Er- 
höhung der operationeilen Aufwendungen um 
30 V. H. (15 V. H. infolge der allgemeinen 
Preisentwicklung und 15 v. H. infolge der Aus- 
weitung der Tätigkeit) zu berücksichtigen. 

b) Berechnung der für das Haushaltsjahr 1975 
(das volle Jahr) erforderlichen Haushaltsmit- 
tel 

Verwaltungsausgaben 
— Personal *) 

Da es sich um ein unabhängiges Zentrum 
handelt, hat dieses selbst die Zahl und Be- 
fähigung des Personals festzulegen, das zur 
Durchführung der Jahresprogramme erfor- 
derlich ist. 

Die Kommission ist jedoch der Ansicht, daß 
der ständige Personalbestand des Zentrums 
zunächst nicht mehr als rund 20 Personen 
umfassen sollte, und zwar: 

— 1 Direktor (A/3-Ebene) 

10 Personen mit Referententätigkeit (A/4- 
A/7-Ebene) 


*) Dieses Personal, das einem selbständigen Zentrum an- 
gehört, wird nicht im Stellenplan des Haushaltsplans 
der Kommission vorgesehen. 
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5 Personen mit Verwaltungstätigkeit (B/1- 
B/5-Ebene) 

10 Verwaltungssekretäre und Bürosekre- 
täre (C/ l-C/5-Ebene) 

(Grundlage: 

Gehälter 1974 + 15 v. H.) 480 000 RE 

- Miete von Gebäuden und 
zugehörigen Ausgaben 
(Instandhaltung, 

Versicherungen usw.) 55 000 RE 

— Beschaffung von Mobiliar 30 000 RE 

— Laufende Verwaltungsausgaben 5 00 RE 

— Dienstreisekosten 40 000 RE 

— Kosten für Sitzungen und 

Einberufungen 70 000 RE 

Teilbetrag: 680 000 RE 

Operationelle Ausgaben 

— Schaffung einer operationeilen 
Dokumentation 
(eigentliche Dokumentation, 

Auswahl und Auswertung) 140 000 RE 

— Verbreitung der Informationen 

(Handbücher, Kurse, Informations- 
bulletins usw.) 100 000 RE 


— Aktionen und Beiträge zur 

Entwicklung und Koordinierung 

der Forschung 280 000 RE 

Teilbetrag: 520 000 RE 

1975 insgesamt: 1 200 000 RE 

Kontrolle 

a) Artikel 14 der Satzung bestimmt, daß der Ver- 
waltungsrat im Einvernehmen mit der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften die 
Haushaltsordnung festlegt, die die Vorschrif- 
ten über die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans, die Rechnungslegung und 
Rechnungsprüfung sowie die Verantwortlich- 
keit der Anweisungsbefugten und Rechnungs- 
führer enthält. 

b) Artikel 5 der Satzung bestimmt, daß das Zen- 
trum die Kommission regelmäßig über ihre 
Tätigkeit unterrichtet. Außerdem sieht Arti- 
kel 11 vor, daß der Verwaltungsrat spätestens 
am 31. März den Gesamtbericht über die Tätig- 
keit und die Finanzlage des Zentrums wäh- 
rend des vorhergehenden Haushaltsjahres 
verabschiedet und an die Gemeinschaft weiter- 
leitet. 
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Begründung 


1. Die Tätigkeiten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft auf dem Gebiet der Berufsausbildung er- 
geben sich im wesentlichen aus Artikel 128 des Ver- 
trags von Rom sowie aus dem Beschluß des Rates 
vorn 2. April 1963 über die Aufstellung allgemeiner 
Grundsätze für die Durchführung einer gemeinsamen 
Politik der Berufsausbildung, die zur harmonischen 
Entwicklung sowohl der einzelstaatlichen Volkswirt- 
schaften als auch des Gemeinsamen Marktes beitra- 
gen kann. Zum Teil lassen sie sich auch aus Arti- 
kel 118 dieses Vertrags ableiten, der es der Kom- 
mission zur Aufgabe macht, eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten vor allem auf 
dem Gebiet der beruflichen Ausbildung und Fortbil- 
dung zu fördern. Im landwirtschaftlichen Bereich 
stützen sie sich ferner auf Artikel 41 dieses Vertrags, 
der ausdrücklich im Rahmen der gemeinsamen 
Agrar])olitik eine wirksame Koordinierung der Be- 
strebungen auf dem Gebiet der Berufsausbildung, 
der Forschung und der Verbreitung landwirtschaft- 
licher Fachkenntnisse vorsieht; hierbei können Vor- 
haben oder Einrichtungen gemeinsam finanziert wer- 
den. 

2. Die Aktionen der Kommission zur Verwirk- 
lichung einer gemeinsamen Politik der Berufsausbil- 
dung und die sonstigen in Verbindung mit anderen 
gemeinsamen Politiken oder in ihrem Rahmen durch- 
geführten Ausbildungsmaßnahmen stellen einen 
Tätigkeitskomplex dar, der umfangreicher ist als all- 
gemein bekannt. Ferner sei darauf hingewiesen, daß 
die Richtlinie des Rates vom 17. April 1972 über die 
sozio-ökonomische Information und die berufliche 
Befähigung der in der Landwirtschaft Beschäftigten 
die Möglichkeit zu Aktionen im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik bietet, die den Zielen der ge- 
meinsamen Berufsbildungspolitik entsprechen. Es ist 
allerdings nicht zu leugnen, daß aufgrund der Kom- 
pliziertheit und des Ausmaßes der zu lösenden Pro- 
bleme ein festerer politischer Wille und der Einsatz 
von Mitteln und Instrumenten für eine anhaltende 
Aktion von großer Tragweite erforderlich gewesen 
wäre. Die von den Staats- und Regierungschefs auf 
ihrer Pariser Konferenz im Oktober 1972 im sozialen 
Bereich berücksichtigten politischen Ausrichtungen 
und die Erweiterung der Gemeinschaft bieten nun- 
mehr die Grundlage für einen neuen Impuls für die 
Tätigkeit der Gemeinschaft auf dem Gebiet der be- 
ruflichen Bildung. 

3. Die Notwendigkeit dieses neuen Impulses ist bei 
der Annahme der Entschließung des Rates vom 21. 
Januar 1974 über ein sozialpolitisches Aktionspro- 
gramm bestätigt worden; in dieser Entschließung 
kommt der politische Wille zum Ausdruck, in einer 
ersten Etappe von 1974 bis 1976 die erforderlichen 
Maßnahmen zu beschließen, um unter anderem das 
Ziel der Durchführung einer gemeinsamen Politik 
der Berufsausbildung zu verwirklichen, um schritt- 


weise ihre wesentlichen Zielsetzungen zu erreidicn, 
und zwar insbesondere die Angleichung der Ausbii- 
I dungsstufen, namentlich durch die Schaffung eines 
Europäischen Zentrums für Berufsbildung. 

4. Die Schaffung eines solchen Zentrums ist in der 
Tat von größter Bedeutung, damit die Gemeinschaft 
mit einer personell und materiell entsprechend aus- 
gestatteten gemeinschaftlichen Einrichtung eng Zu- 
sammenarbeiten kann, um wesentliche Aktionen in 
den Bereichen der Dokumentation und der Informa- 
tion, der Forschung und der Modellversuche durchzu- 
führen und damit die gemeinsame Politik der Berufs- 
bildung technisch und wissenschaftlich zu unterstüt- 
zen. 

Die Notwendigkeit, eine spezialisierte gemeinschaft- 
liche Einrichtung im Bereich der Berufsbildung zu 
schaffen, wurde übrigens in den letzten Jahren von 
dem Europäischen Parlament, dem Wirtschafts- und 
Süzialausschuß sowie den Sozialpartnern anerkannt 
und wiederholt bestätigt; von letzteren ging die Idee 
der Schaffung eines europäischen Rahmens mit einer 
gewissen funktionellen Autonomie aus, 

5. Der Tätigkeitsbereich des vorgeschiagenen Zen- 
trums wird sich mit den Aufgaben anderer Zentren 
im Bereich der Berufsbildung nicht überschneiden. 

Jedes Zentrum, wie das der IAO in Turin oder das 
der OEGD in Paris, hat seinen Stil, sein System und 
vor allem seine spezifischen Methoden, die Probleme 
der Berufsbildung aus der der internationalen Orga- 
nisation eigenen Sicht anzugehen, aus der heraus sie 
geschaffen wurde. Dies erklärt sich durchaus auf- 
grund der unterschiedlichen institutioneilen Struktu- 
ren der verschiedenen internationalen Organisatio- 
nen, der unterschiedlichen - und zwar nicht nur zah- 
lenmäßig -- Zusammensetzung jeder Gruppe von Län- 
dern, die der einen oder anderen Organisation ange- 
hören, der politischen Ziele, die jede dieser Orga- 
nisationen verfolgt, sowie der Befugnisse, über die 
sie verfügt. Indessen dürfte klar sein, daß die Ge- 
meinschaft aufgrund der Verträge von Rom und 
Paris besondere Verantwortung trägt, und daß sie 
im Zusammenhang mit den gemeinschaftlichen Poli- 
tiken Verpflichtungen zu erfüllen hat, die mit keiner 
anderen Tätigkeit herkömmlicher internationaler 
Organisationen vergleichbar sind. Die Schaffung 
eines Europäischen Zentrums für Berufsbildung, das 
dazu bestimmt ist, der Gemeinschaft eine technische 
und wissenschaftliche Hilfe im Bereich der Infor- 
mation, der Forschung und der praktischen Anwen- 
dung zu bieten, ist also nicht nur möglich - es ist 
eine Notwendigkeit. 

6. Die Kommission vertritt die Auffassung, daß die- 
ses Zentrum als Organ mit eigener Rechtspersönlich- 
keit, aber enger Verbindung zu den Gemeinschafts- 
organen, insbesondere der Kommission, zu konzipie- 
ren ist. 
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Es könnte dann 

— die Sozialpartner dank ihrer Anwesenheit im 
Verwaltungsrat des Zentrums in steigendem 
Maße an den Gemeinschaftsentscheidungen be- 
teiligen; 

— die Fühlungnahme mit den interessierten Krei- 
sen ohne den offiziellen Beziehungen anhaften- 
den Zwang erweitern; 

— entsprechend dem Tempo der wirtschaftlichen 
Entwicklung und des technologischen Fortschritts 
eine dynamischere Gangart anschlagen. 

7. Das Zentrum soll so aufgebaut sein, daß es soweit 
irgend möglich den Anforderungen einer leistungs- 
fähigen, zielgerechten Verwaltung entspricht, ande- 
rerseits aber allen neuen Ideen und Erfahrungen zu- 
gänglich ist. 

Deshalb ist vorgesehen, das Zentrum durch einen 
Dreierrat (aus Vertretern der Kommission, der Ar- 
beitgeber- und der Arbeitnehmerorganisationen) 
verwalten zu lassen, damit die Rolle der Sozialpart- 
ner an verantwortlicher Stelle besonderes Gewicht 
erhält. Dadurch, daß in diesem Rat die Sozialpartner 
und die europäische Exekutive vertreten sind, sollte 
es möglich sein, zu konstruktiven Kompromissen 
zwischen den Bestrebungen der einzelnen Parteien 
zu gelangen. Obgleich das Zentrum und der Bera- 
tende Ausschuß für die Berufsbildung, wie in Punkt 
10 dargelegt, unterschiedliche Aufgaben haben, soll- 
ten einige Mitglieder des Beratenden Ausschusses 
zweckmäßigerweise doch auch als Mitglieder im Ver- 
waltungsrat vertreten sein. 

Die Beteiligung der interessierten Kreise an der 
Berufsbildung ist - von den Sozialpartnern einmal 
abgesehen - bislang noch nicht angemessen berück- 
sichtigt. Die Einrichtung eines Sachverständigenbei- 
rats an der Seite des Verwaltungsrates, der im we- 
sentlichen aus den von den Mitgliedstaaten benann- 
ten Sachverständigen hohen Ranges besteht, ist eine 
Gewähr dafür, daß dem Zentrum die weitestgehende 
Mitwirkung der in den verschiedenen Bereichen der 
Berufsbildung tätigen fachkundigen Persönlichkei- 
ten zuteil wird. Dieser Ausschuß wird auf die prak- 
tische Arbeit des Zentrums weitgehend Einfluß neh- 
men, einmal dadurch, daß er die Liste der Anwär- 
ter für den Posten des Leiters aufsteilt, und zum 
anderen dadurch, daß er zu dem jährlich vom Ver- 
waltungsrat aufgestellten Arbeitsprogramm Stellung 
nimmt. Außerdem wird diesem Ausschuß das Initia- 
tivrecht eingeräumt werden, demzufolge er Vor- 
schläge unterbreiten bzw. sich zu der Tätigkeit des 
Zentrums im Einzelfall kritisch äußern kann. 

Der Direktor nimmt innerhalb der Struktur des Zen- 
trums eine Schlüsselstellung ein. Sein Status ist die- 
ser Funktion angemessen. 

Das Zentrum ist im wesentlichen als Motor konzi- 
piert, als Katalysator die harmonische Entwicklung 
der Berufsausbildung innerhalb der Gemeinschaft 
neuer, befruchtender Leitgedanken. Es ist daher 
wichtig, daß alle Möglichkeiten für eine sinnvolle 
Zusammenarbeit genutzt werden, wenn es darum 


geht, in den verschiedenen Bereichen der Berufsbil- 
dung gezielte Vorhaben vorzubereiten und auszu- 
arbeiten. Daher wurde die Schaffung von Arbeits- 
gruppen nach den jeweils zu behandelnden Fragen 
vorgesehen. 

8. Die Finanzierung des Zentrums wird im wesent- 
lichen durch eine jährliche Subvention aus den Haus- 
haltsmitteln der Europäischen Gemeinschaften be- 
stritten. Diese haushaltsmäßige Bindung zeigt, wel- 
chen Wert die Gemeinschaft dieser Zusammenarbeit 
beimißt. Der Bericht über die Arbeit des Zentrums 
während des vorangegangenen Haushaltsjahres, 
welcher der Kommission alljährlich im ersten Vier- 
teljahr vorgelegt wird, soll den Gemeinschaftsinsti- 
tutionen die Ergebnisse der Tätigkeit des Zentrums 
beurteilen helfen und ihnen ein Bild davon vermit- 
teln, welche weitere Entwicklung im Hinblick auf 
die Erfordernisse der Gemeinschaft anzustreben ist. 

9. Die Konzeption des Zentrums setzt an sich schon 
voraus, daß sein Personal zwar begrenzt (zwischen 
20 und 25), aber aus höchst qualifizierten, erfahre- 
nen Persönlichkeiten aus den verschiedenen Berei- 
chen des beruflichen Bildungswesens zusammenge- 
setzt sein muß. Dementsprechend ist es unabdingbar, 
daß das Zentrum den größten Teil seiner Aktionen 
in enger Zusammenarbeit mit nationalen und inter- 
nationalen Stellen durchführt. So könnte das Zen- 
trum beispielsweise mit dem Internationalen Zen- 
trum für fachlich-berufliche Fortbildung der IAO in 
Turin, mit dem Zentrum der OECD, mit dem Euro- 
päischen Zentrum zur Förderung der Aus- und Fort- 
bildung in der Landwirtschaft und im ländlichen 
Raum sowie mit den nationalen Instituten und 
Zentren der Mitgliedstaaten, die öffentliche oder 
halböffentliche Funktionen wahrnehmen, zusammen- 
zuarbeiten. 

10. Da das Europäische Zentrum verfahrenstech- 
nische Aufgaben im Rahmen der Verwirklichung 
einer gemeinsamen Politik der Berufsbildung hat, 
beeinträchtigen seine Tätigkeiten und die Aufgaben 
seines Verwaltungsrates und seines Sachverstän- 
digenbeirats in keiner Weise die Rolle und Aufgaben 
des Beratenden Ausschusses für die Berufsausbil- 
dung. Für die Ausrichtung und Definition der ge- 
meinsamen Berufsbildungspolitik bleiben nämlich 
voll und ganz die Gemeinschaftsinstitutionen zustän- 
dig; sie werden entsprechend dem im Vertrag von 
Rom niedergelegten Verfahren festgelegt. 

In diesem institutionellen Rahmen wird der Bera- 
tende Ausschuß für die Berufsausbildung weiterhin 
in vollem Umfang seine Funktionen wahrnehmen, 
um der Kommission gemäß dem Beschluß des Rates 
vom 2. April 1963 über die Aufstellung allgemeiner 
Grundsätze für die Durchführung einer gemeinsamen 
Politik der Berufsausbildung zur Hand zu gehen. 
Die Kommission wird ihrerseits den Beratenden Aus- 
schuß für die Berufsausbildung regelmäßig über die 
Tätigkeit des Zentrums unterrichten. Dem Zentrum 
wird sie dagegen die Vorschläge und Anregungen 
des Beratenden Ausschusses zur Tätigkeit des Zen- 
trums mitteilen. 
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